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drait, lors de la revision de l’Acte de Mannheim, le système de l’unanimité, tel qu’il existe 
jusqu’ici aux termes de l’article 46 de cet acte. Le Ministre des Affaires étrangères a ajouté qu’il 
savait que le Gouvernement britannique se placerait sur le même terrain de l’unanimité. C’est 
avec la plus vive satisfaction que je vous donne connaissance de ces faits, car les Pays-Bas ont, en 
leur qualité de signataires de l’Acte de Mannheim, une position beaucoup plus forte que nous, 
qui sommes étrangers à cet arrangement, et la Commission ne se risquera certainement pas à 
prendre une décision contraire aux désirs de la Grande-Bretagne.

2. En ce qui concerne la question que vous me posez à l’alinéa 3 de votre dépêche du 13 octo­
bre, M. van Karnebeek ignore quand la prochaine session de la Commission Centrale du Rhin 
aura lieu; il ne sait pas non plus, dès à présent, si les Pays-Bas y prendront part. Cela dépendra 
de la solution que trouveront leurs protestations contre la proposition de confier le Secrétariat 
perm anent de la commission à la Belgique ou à la France. M. van Karnebeek a insisté, une fois de 
plus, sur l’importance capitale qu’il ajoutait à ce que le Secrétariat ne soit pas confié en perm a­
nence au même Etat, qui ne manquerait pas de faire de cette institution une arme politique qui 
risquerait de reléguer au deuxième plan la Commission elle-même. Le M inistre estime que nous 
avons un intérêt, peut-être encore plus grand que les Pays-Bas, à ce que le Secrétariat reste l’ins­
trum ent de la commission, c’est-à-dire alterne, tous les quatre ou cinq ans par exemple, entre les 
différents Etats membres de la Commission.

Selon votre désir, je n’ai pas m anqué de suggérer à M. van Karnebeek de donner éventuelle­
ment aux délégués néerlandais l’instruction de demander que le projet du canal français ne soit 
admis à la discussion de la Commission qu’en présence de tous ses membres. Le Ministre n ’a pas 
voulu me donner de promesse formelle à ce sujet; il a fait rem arquer que le cas que vous craignez 
ne se présentera certainement pas, puisque les délégués suisses seront toujours libres de prendre 
part aux sessions de la Commission. (E  2001 (B) 14/6).
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Le Ministre de Suisse à Berlin, A. von Planta, 
au Chef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess

Copie
L P /S p p . Zeche «Präsident» Berlin, 15. Oktober 1920

Ich bestätige mein letztes Schreiben vom 13.1-Mts.1 in Sachen des Kohlenliefe­
rungsvertrages aus Zeche «Präsident» und bin heute in der Lage, Mitteilungen zu 
machen über eine weitere recht «temperamentvolle» Aussprache, die sich 
gestern zwischen Herrn Ministerialdirektor v. Simson und mir abgespielt hat. Ich 
war hingegangen, um den Nachweis zu leisten, dass die Continentale Handelsge­
sellschaft bisher überhaupt keinen Gewinn erzielt habe auf den Lieferungen aus 
Präsident. Herr v. Simson antwortete mir darauf: Das mag wohl sein, ändert aber 
nichts an der Tatsache, dass der deutsche Fiscus um ungezählte Millionen 
gebracht wird, wenn es bei dem Beckervertrag verbleiben muss. Dieser Fall wird 
aber, so fuhr Simson wörtlich fort, wohl nicht eintreten, nachdem das Gutachten 
des Reichsjustizministeriums dahin lautet, dass

1. ein Verzicht auf die Erhebung von Ausfuhrabgaben weder aus dem Ver­
trage selbst noch aus dem Genehmigungsbeschluss abgeleitet werden könne;

1. Non reproduite.
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2. der im Genehmigungsbeschluss enthaltene Vorbehalt, dass «gesetzliche 
Bestimmungen hierdurch nicht berührt werden», selbstverständlich nicht nur auf 
damals schon bestehende Gesetze, sondern auch auf künftig zu erlassende Ver­
fügungen gesetzlicher Art bezogen werden müsse;

3. durch das Gesetz vom 20. Dezember 1919 die Erhebung von Abgaben auf 
ausgeführten Kohlen vorgeschrieben sei;

4. ein Verzicht auf die Anwendung oder den Erlass von Gesetzen zweifellos 
nicht durch einzelne Ministerien und vor allem nicht in der Form der Zustim­
mung zu einer privatrechtlichen Abmachung ausgesprochen werden könne.

Angesichts dieses sehr bestimmten Gutachtens des Justizministeriums scheint 
es Herrn v. Simson nicht mehr zweifelhaft, dass die deutsche Regierung grund­
sätzlich an dem Standpunkt festhalten werde, dass durch die Genehmigung des 
Becker-Vertrages seitens einzelner Ministerien erstens kein Staatsvertrag abge­
schlossen und zweitens kein gültiger und gewollter Verzicht auf die Erhebung 
von Ausfuhrabgaben ausgesprochen worden sei.

Ich habe Herrn v. Simson kein Hehl daraus gemacht, dass ich dieser ganzen 
Argumentation weder juristisch noch politisch zu folgen vermöge und dass für 
uns nur die Tatsache in Betracht falle, dass drei deutsche Ministerien ihr Wort 
verpfändet und wiederholt bestätigt haben und dass nun dieses Wort nicht einge­
löst werden wolle. Ich suchte auch nachzuweisen, dass die juristischen Deductio- 
nen des Justizministeriums nichts weniger als concludent seien und verwies in 
bestimmter Weise auf die Tatsache, dass weder die Behörden noch die öffentli­
che Meinung in der Schweiz sich von der Überzeugung werden abbringen lassen, 
dass von deutscher Seite eine vertragliche Bindung unberücksichtigt gelassen 
werde. Herr v. Simson war natürlich etwas aufgebracht über meine Auffassung, 
die er des bestimmtesten ablehnte.

Schliesslich machte ich ihn darauf aufmerksam, dass mir der Reichskanzler in 
einer unmittelbar vorher stattgehabten Besprechung erklärt hatte, die deutsche 
Regierung lege das allergrösste Gewicht darauf, der schweizerischen Regierung 
gegenüber nicht unfreundlich zu erscheinen, worauf Simson antwortete: Ganz 
gewiss sind wir alle von diesem Wunsche beseelt und suchen gerade deshalb nach 
einem Ausweg, der es uns möglich machen soll, die unerträglichen Fesseln und 
Bindungen dieses Vertrages zu sprengen und doch der Schweiz zukommen zu 
lassen, was ihr gebührt. Er beeilte sich aber beizufügen: Immerhin mit dem Vor­
behalte, dass die übermässigen Vorteile aus diesem Vertrage auf ein für Deutsch­
land annehmbares Mass gebracht werden. Ich antwortete, dass wir uns selbstre­
dend nur für unsere eigene Haut wehren; wenn die deutsche Regierung die deut­
sche Firma Becker vergewaltigen wolle, so sei das ihre Sache. Deshalb halte ich 
persönlich dafür, dass sich der Bundesrat wohl zufrieden geben würde, wenn der 
schweizerischen Volkswirtschaft die Vorteile, die ihr durch den Becker-Vertrag 
zugesichert seien, auf anderem Wege zugeführt werden; die Schwierigkeit werde 
darin bestehen, dass man sich über den Umfang dieser Vorteile einige und dass 
ein Weg gefunden werde, der sicher zu diesem Ziele führen müsse. Simson bestä­
tigte diese Schwierigkeit, sprach dann noch von «dem unkorrekten Verhalten 
der Stahlwerke Becker» und bezeichnete die Behauptung, dass das Geld für die 
Rekonstruktion der Zeche Präsident nur in der Schweiz zu finden gewesen sei, 
als eine Unwahrheit, indem die benachbarten Zechen mit Vergnügen bereit
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gewesen wären, das nötige Geld zu beschaffen, worauf ich antwortete: Das 
glaube ich wohl, aber Sie kennen ja das ebenso derbe als wahre Wort: Nur die 
allergrössten Kälber wählen ihre Metzger selber!

Schliesslich sagte mir Simson: Sie haben davon gesprochen, dass man es in der 
Schweiz als Unfreundlichkeit empfinden würde, wenn der Vertrag Becker nicht 
anerkannt und eingehalten würde; darf ich dem entgegenhalten, dass gewiss 
auch die deutsche Regierung berechtigt wäre, es als Unfreundlichkeit zu empfin­
den, wenn die Schweiz ihr nicht behülflich sein wollte, sich aus einer Lage zu 
befreien, die sie als rechtlich, wirtschaftlich und politisch unerträglich und 
unhaltbar betrachtet.

Sie ersehen aus dieser Aussprache, dass die deutsche Regierung um jeden 
Preis den bestehenden Vertrag aus der Welt schaffen will, um ihn durch eine 
neue Abmachung von Staat zu Staat zu ersetzen, und dass sie nach einem gang­
baren Wege sucht, um der Schweiz die Vorteile hinsichtlich der Kohlenlieferung, 
welche sich aus dem Vertrage ergeben, mehr oder weniger zu sichern. Ich halte 
dafür, dass wir keinen Grund haben, einer Lösung in diesem Sinne grundsätzlich 
ablehnend gegenüber zu treten. Immerhin wird es taktisch richtig sein, wenn wir 
vorderhand an unserem primären Standpunkte festhalten, wobei ich persönlich 
freilich die Ansicht vertrete, dass der Protest nach aussen von dem dringenden 
Wunsche nach innen beseelt sein sollte, zu einer Lösung zu kommen, wie sie die 
deutsche Regierung in Aussicht zu nehmen scheint. Wir würden auf diesem 
Wege vielleicht keine so glänzende, aber eine viel gesichertere und dauerhaftere 
Stellung erhalten.

Am Schlüsse unserer Aussprache bemerkte ich Herrn v. Simson, es scheine 
mir, das Kohlensyndikat und der Herr Kohlenkommissär betrachten die Stellung 
nunmehr als sturmreif und bringen deshalb ihre letzten Reserven ins Gefecht, 
denen wir entsprechend begegnen müssten. Simson versicherte mich, dass dieses 
Mal die Offensive wirklich nicht vom Kohlenkommissär ausgehe, sondern dass 
er, Simson allein, die Verantwortung dafür übernehmen müsse, und er tue dies 
im vollen Bewusstsein der unangenehmen Konsequenzen, weil er nun einmal 
vollständig davon überzeugt sei, dass sich der Vertrag mit den höchsten Interes­
sen des Staates nicht vertrage.

Interessant war für mich die Tatsache, dass Reichskanzler Fehrenbach, dem 
ich auch von der Sache sprach, unter anderem bemerkte: Es zeigen sich eben bei 
Behandlung dieser Frage auch starke innerpolitische Schwierigkeiten, welche 
mit der Tatsache Zusammenhängen, dass der frühere Finanzminister Erzberger 
sich in besonders intensiver Weise für die Genehmigung des Vertrages eingesetzt 
habe. Daraus geht hervor, dass man die Lösung des Rätsels in den Fäden sucht, 
welche zwischen der Leitung des Stahlwerks Becker und dem früheren Finanz­
minister Erzberger gesponnen worden worden sein sollen. Man rührt damit an 
die Vorgänge, welche im Prozesse Erzberger/Helfferich nur teilweise ihre Auf­
klärung gefunden haben. Es scheint sich wirklich alles gegen diesen Beckerver­
trag verschworen zu haben!

Nächste Woche wollen die Becker-Herren den bekannten Reichstagsabge­
ordneten Hue für ihre Sache in Bewegung setzen, er soll auch zu mir kommen.

Schliesslich hat mir Simson erklärt, dass er sich dafür einsetzen werde, dass die 
unbehinderte Kohlenlieferung nach Vertrag weiter für den Monat November
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und wenn nötig auch für Dezember zugestanden werde, da die Verhandlungen 
«zweifellos länger gehen werden, als wir voraussehen konnten».

417
E 2001 (B) 8 /23

Le Ministre de Suisse à Berlin, A . von Planta, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L Völkerbund Berlin, 15. Oktober 1920

Ich konnte die in Ihrem vertraulichen Schreiben vom 7. l.Mts.1 gestellten Fra­
gen betreffend den Beitritt Deutschlands zum Völkerbund gestern mit dem 
Reichsminister des Auswärtigen besprechen und habe dabei folgende Auskunft 
erhalten:

Die Deutsche Regierung wird sich vorderhand nicht selbst um den Eintritt, 
bezw. die Zulassung zum Völkerbund bewerben, weil sie überzeugt ist, dass ein 
solcher Schritt nicht Erfolg haben würde und namentlich deshalb nicht, weil sie 
befürchtet, dass ein solcher Schritt den Feinden Deutschlands, vor allem den 
Franzosen, den willkommenen Anlass bieten würde, um neuerdings über 
Deutschland herzufallen und ihm alle möglichen Verstösse wegen dem Versailler 
Vertrag, Unehrlichkeit und alles mögliche andere vorzuwerfen. Solchen Anwür­
fen gegenüber ist Deutschland in seiner jetzigen Lage wehrlos und es zieht des­
halb vor, jeden Versuch einer Annäherung zu unterlassen. Wenn dagegen von 
anderer Seite der Antrag gestellt werden sollte, Deutschland in den Völkerbund 
aufzunehmen, und wenn dieser Antrag wider Erwarten die nötige Mehrheit 
erhalten sollte, so würde «Deutschland gerne und dankend beitreten». Freilich 
müsste es auch in diesem Falle im Hinblick auf die augenblickliche Lage im 
Osten einen Vorbehalt machen. Herr Simons und mit ihm die deutsche Regie­
rung rechnet mit der Wahrscheinlichkeit, dass es in absehbarer Zeit zu einem 
«Executionskriege» der Völkerbundsstaaten gegen Russland kommen werde; er

1. Cette lettre contenait le passage suivant:
[...]  Mit Hinblick auf die vom Schweizervolk wie vom Bundesrat stets als Postulat aufgestellte 

Universalität des Völkerbundes wäre es für uns von höchstem Interesse, über die Absichten der 
deutschen Regierung Zuverlässiges zu erfahren. Nach Pressemeldungen zu urteilen sind diese 
Absichten keineswegs ungeteilte. So ist auf dem Kongress der deutschen Friedensgesellschaft, 
der letzthin in Braunschweig getagt hat, von seiten des Vertreters des Auswärtigen Amtes, v. 
Prittwitz, folgende Äusserung gefallen: «Für Deutschland liege keine Veranlassung vor, sich zur 
Aufnahme in den Völkerbund zu drängen, so lange in der Nähe seiner Grenzen noch Krieg 
geführt werde». Begründet wurde diese ablehnende Haltung mit der Erklärung, dass Deutsch­
land bis jetzt in seinen Berufungen an den Völkerbund, z.B. in der Frage von Eupen und Mal- 
médy, trübe Erfahrungen gemacht habe.

Es wäre für uns natürlich von grösstem Interesse zu erfahren, in wie weit diese Auffassung in 
Kreisen der deutschen Regierung verbreitet ist. Wir wären Ihnen daher dankbar, uns von den 
Eindrücken Mitteilung zu machen, die Sie aus persönlichen Besprechungen zu dieser Frage 
gewinnen können. (E 2001 (B) 8 /23 ).
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